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See the notice on TED website

307197-2024 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Ingenieurbüros – A98.5, VKE E023, Geotechnische 
Beratungsleistung
OJ S 100/2024 24/05/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung - Änderungsbekanntmachung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH
E-Mail: vergabe@deges.de
Rechtsform des Erwerbers: Öffentliches Unternehmen
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: A98.5, VKE E023, Geotechnische Beratungsleistung
Beschreibung: Geotechnische Beratungsleistung
Kennung des Verfahrens: f4fb40b1-281e-4290-898d-8a7253887f50
Interne Kennung: AE02340308-1
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71332000 Dienstleistungen im Bereich Geotechnik, 71351220 
Geologische Beratung

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Baden-Württemberg, Landkreis Lörrach
Land, Gliederung (NUTS): Lörrach (DE139)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Rein innerstaatliche Ausschlussgründe: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe 
gem. § 123 & § 124 GWB vorliegen; ggf. Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten 
Selbstreinigung gem. § 125 GWB.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0000

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/307197-2024
mailto:vergabe@deges.de
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Titel: A98.5, VKE E023, Geotechnische Beratungsleistung
Beschreibung: Die A98 - Hochrheinautobahn soll zukünftig die BAB 5 im Westen, mit der A 81 
im Osten verbinden und stellt damit eine wesentliche West-Ost-Achse an der Grenze zur 
Schweiz dar. Sie ist als großräumige Verbindung in die Straßenkategorie AS 1 nach RIN 
einzustufen. Die Strecke zwischen dem Autobahndreieck Weil am Rhein (Anschluss A5) und 
Lauchingen wurde in insgesamt 10 Abschnitte unterteilt. Der ursprüngliche 
Planfeststellungsabschnitt A 98.5 von Rheinfelden/Karsau bis Wehr (Länge rd. 10,5 km) 
wurde im Jahr 2014 auf den rd. 6,5 km langen konsensfähigen Bereich zwischen Rheinfelden
/Karsau und Schwörstadt reduziert und endet nun östlich der geplanten PWC Anlage 
Ossenberg noch vor der Wolfsgrabenbrücke. Im Bundesverkehrswegeplan (BWP) 2030 sind, 
die erste Richtungsfahrbahn im vordringlichen Bedarf (VB), die zweite Richtungsfahrbahn im 
weiteren Bedarf mit Planrecht (WB*) enthalten. Gesetzliche Grundlage ist das derzeit gültige 
Bundesfernstraßenausbaugesetzt - FstrAbG (vom 20.01.2005 geändert am 23.12.2016). Für 
den einbahnige (drei-streifigen) Ausbau des Abschnittes A98.5 wurde o.g. Grundlage im 
November 2015 ein RE-Entwurf den Landes- und Bundesministerien zur Genehmigung 
vorgelegt. Nachdem vom Bund am 24.11.2016 der Gesehenvermerk auf die bereits 2.te 
Fortschreibung des RE-Vorentwurf erfolgte, wurden die Planfeststellungsunterlagen für den 
zweibahnigen Bau der A 98.5 Karsau-Schwörstadt erarbeitet. Anschließend schloss sich die 
Einleitung des Planfeststellungsverfahren im Jahr 2017 an. Mit Übernahme des Projekts hat 
die DEGES als Ziel definiert, das laufende Planfeststellungsverfahren mit so weit wie nötig 
überarbeiteten oder neu verfassten Unterlagen insbesondere im Hinblick auf umweltfachliche 
Belange als modifiziertes Deckblattverfahren in Abstimmung mit dem RP Freiburg 
fortzuführen. Planerisch ist die Beibehaltung und Optimierung der Antragstrasse (berggeführte 
Variante 2) mit der Einarbeitung der 390m langen Einhausung bei Karsau-Minseln und einer 
Untersuchung zur Verbesserung der Wiedervernetzung vorgesehen. Dabei werden das 
Bundesprogramm Wiedervernetzung und der landesweite Fachplan Biotopverbund sowie das 
Projekts internationale Wiedervernetzung am Hochrhein beachtet. Im Vordergrund steht dabei 
die Herstellung von Rechtssicherheit für die Planung. Im Zuge der ersten Untersuchungen von 
Optimierungsmöglichkeiten der Antragstrasse in Lage und Höhe und unter Berücksichtigung 
der aktuellen Erkenntnisse vor allem im Hinblick auf den Gebietsschutz im Beriech der FFH- 
Gebiets Dinkelberg/Röttlerwald, Teilfläche "Hollwanger Wald" konnten durch ein Abrücken der 
Trasse nach Süden wesentliche Vorteile gegenüber der Antragstrasse generiert werden. Im 
Zuge der vorlaufenden Planungsschritte bis hin zur Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 
im Jahr 2017 wurde ein hydrogeologisches Gutachten erstellt und als Grundlage für die 
Planungen der A98 im Abschnitt 5 verwendet. Infolge der nun optimierten Antragstrasse mit 
der wesentlichen Anpassung der Linienführung im Bereich des FFH-Gebiets Dinkel-berg
/Röttlerwald, der damit einhergehenden Planung/ Veränderung der angrenzenden 
Ingenieurbauwerke und der Planungsaufgabe den Tunnel Karsau/Minseln in die 
Planunterlagen zu integrieren hat sich das Erfordernis der erneuten hydrogeologischen 
Betrachtung von Teilabschnitten der Trassenführung A98.5 ergeben. Gegenstand des 
Vertrages ist die Baugrundbeurteilung und die Gründungsberatung für den Streckenbau und 
die Ingenieurbauwerke mit Vorbereitung und Durchführung aller geotechnischen und 
umwelttechnischen Laboruntersuchungen, die Ausarbeitung der dazugehörigen 
großtechnischen Berichte einschließlich der Altlasten- und Abfallrechtlichen Bewertung für die 
VKE E023. Geotechnische Beratung: - Erstellung eines zweistufigen Erkundungs- bzw. 
Aufschlussprogrammes - Vorbereitung der Vergabeunterlagen für die Aufschlussarbeiten nach 
VOB - Geotechnische Untersuchung der Grundwassersituation - Baugrundbeurteilung in 
Hinblick auf Strecke und Ingenieurbauwerke - Vorbereitung und Durchführung aller 
geotechnischen und umwelttechnischen Laboruntersuchungen - Ausarbeitung der 
zugehörigen geotechnischen Berichte, Altlastenberichte sowie für die Tunnelbauwerke in 
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offener Bauweise nach RE-ING Teil 3 Abschnitt 1 i.V.m. ZTV-ING Teil 7 Abschnitt 2
(Leistungen gem. HOAI 2021, Anlage 1, Punkt 1.3) einschließlich der Altlasten- und 
Abfallrechtlichen Bewertung
Interne Kennung: LOT-0000

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71332000 Dienstleistungen im Bereich Geotechnik, 71351220 
Geologische Beratung

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Baden-Württemberg, Landkreis Lörrach
Land, Gliederung (NUTS): Lörrach (DE139)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Laufzeit: 23 Monate

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für das Angebot
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders geeignet für:freelance#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Ein Bewerber oder ein Bieter ist von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässigkeit auszuschließen, wenn der Auftraggeber 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zu zurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt worden ist. A) § 129 des Strafgesetzbuches (StGB) (Bildung krimineller 
Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b StGB (kriminelle 
und terroristische Vereinigungen im Ausland) B) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung 
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte) C) § 262 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat 
gegen den Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem 
Auftrag verwaltet werden. D) § 265 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der EG oder Haushalte richtet, die von der EG in ihrem Auftrag verwaltet 
werden. E) § 334 StGB (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-
Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung, Artikel 7 Absatz 2 Nummer 10des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 
des Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter 
und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes F) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur 
Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im 
Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) G) § 370 der Abgabenordnung, auch 
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in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden. Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen 
entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten 
Person ist einem Bewerber oder Bieter zuzurechnen, wenn sie für diesen Bewerber oder 
Bieter bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- 
oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) dieser Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für den Bewerber oder 
Bieter handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt [§ 123 (1) Nr. 1,2,3,4,5,6,7,8,9 
und10 GWB sowie § 123 (4) Nr. 1 GWB]. - Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden 
ist oder der Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein Insolvenzplan rechtskräftig 
bestätigt wurde, ob sich das Unternehmen in Liquidation befindet [§ 124 Abs. 2 GWB] - dass 
der Bewerber nicht aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden ist, die 
seine berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellt [§ 124 Abs. 3 GWB], - dass nachweislich im 
Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit keine schweren Verfehlungen begangen wurden [§ 124 
Abs. 3 GWB]. - dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt wurde [§ 123 Abs. 4 
GWB]. Näheres siehe Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb. Ist der inländische Bewerber 
eine juristische Person, deren satzungsgemäßem Geschäftszweck die dem Projekt 
entsprechenden Fach- / Planungsleistungen gehören, ist dieser nur dann teilnahmeberechtigt, 
wenn durch die Erklärung des Bewerbers zu III.2.3 nachgewiesen wird, dass der 
verantwortliche Projektbearbeiter die an die natürliche Person gestellten Anforderungen erfüllt. 
Auswärtige Bewerber mit der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
erfüllen die fachliche Voraussetzung für ihre Bewerbung, wenn ihre Berechtigung zur Führung 
ihrer oben genannten Berufsbezeichnung nach der Richtlinie 2005/36/EG über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen gewährleistet ist.

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Eignungskriterien gemäß Aufforderung zur 
Angebotsabgabe/Vergabeunterlagen

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Eignungskriterien gemäß Aufforderung zur 
Angebotsabgabe/Vergabeunterlagen

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Konzeption der Projektabwicklung/Qualitätssicherung
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 60
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
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Zuschlagskriterium — Zahl: 40

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://vergabe.deges.de/NetServer
/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18f7c2ff0fb-
37d8a2a13122fd98

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Zulässig
Adresse für die Einreichung: https://vergabe.deges.de
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 25/06/2024 12:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 3 Monate
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: keine
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung: 
Eröffnungstermin: 25/06/2024 12:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische 
Sommerzeit
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Ja
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: nein
Zahlungen werden elektronisch geleistet: nein

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer des Bundes
Informationen über die Überprüfungsfristen: Innerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang 
der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, kann ein 
Nachprüfverfahren bei der Vergabekammer beantragt werden (§ 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB).
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: DEGES 
Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: DEGES - 
Abt. R5
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: DEGES Deutsche Einheit 
Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH

https://vergabe.deges.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18f7c2ff0fb-37d8a2a13122fd98
https://vergabe.deges.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18f7c2ff0fb-37d8a2a13122fd98
https://vergabe.deges.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18f7c2ff0fb-37d8a2a13122fd98
https://vergabe.deges.de
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TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

8. Organisationen

8.1.  ORG-7001
Offizielle Bezeichnung: DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH
Registrierungsnummer: 999999
Postanschrift: Zimmerstr. 54
Stadt: Berlin
Postleitzahl: 10117
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabe@deges.de
Telefon: +49 30-20243-222
Fax: +49 30-20243-791
Internetadresse: https://www.deges.de
Profil des Erwerbers: https://vergabe.deges.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Federführendes Mitglied
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-7004
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer des Bundes
Registrierungsnummer: ---
Postanschrift: Kaiser-Friedrich-Straße 16
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53113
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: vk@bundeskartellamt.bund.de
Telefon: +49 228 94990
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-7005
Offizielle Bezeichnung: DEGES - Abt. R5
Registrierungsnummer: 999999
Postanschrift: Zimmerstraße 54
Stadt: Berlin
Postleitzahl: 10117
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabe@deges.de
Telefon: +49 03020243222
Fax: +49 03020243791
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

mailto:vergabe@deges.de
https://www.deges.de
https://vergabe.deges.de
mailto:vk@bundeskartellamt.bund.de
mailto:vergabe@deges.de
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8.1.
 
ORG-7006
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

10. Änderung

Fassung der zu ändernden vorigen Bekanntmachung
: 
487ce9b2-1e0a-4ccb-bee6-aaadff196f99-01
Hauptgrund für die Änderung
: 
Korrektur – Veröffentlichung
Beschreibung
: 
Regelmäßig wiederkehrende Leistungen: Bieter können mehrerere Angebote einreichen: nein

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 94cd9b9e-3f1b-4bb5-b48c-e1d7c833b11f  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 23/05/2024 12:03:57 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 307197-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 100/2024
Datum der Veröffentlichung: 24/05/2024

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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